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Zu einigen Aufgaben der Gerichte 
in Vorbereitung auf das Inkrafttreten des AGB
Dr. HEINRICH TOEPLITZ, Präsident des Obersten Gerichts

Die enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit der Gerichte 
mit den Gewerkschaften ist eine wesentliche Vorausset­
zung für die Erfüllung der den Gerichten obliegenden Auf­
gaben. Es liegt auf der Hand, daß die Gerichte, denen zu­
sammen mit anderen Staatsorganen der Schutz der sozia­
listischen Staats- und Gesellschaftsordnung und zugleich 
die Wahrung und Durchsetzung der gesetzlich garantier­
ten Rechte und Interessen der Werktätigen obliegt, durch 
die Gewerkschaften wesentliche Unterstützung erhalten 
und ihrerseits das Wirken der Gewerkschaften unterstüt­
zen können. ,

Alle Gerichte unserer Republik haben in der zurück­
liegenden Zeit enge und stabile Beziehungen zu den Kreis- 
bzw. Bezirksvorständen des FDGB hergestellt. Das kommt 
u. a. auch in den Berichterstattungen vor den Bezirks- bzw. 
Kreisvorständen des FDGB zum Ausdruck. Waren es 1976 
insgesamt 99 Berichterstattungen, so wurden bereits im 
ersten Halbjahr 1977 90 Berichterstattungen der Gerichte 
vor Vorständen des FDGB registriert. Die Unterstützung 
der Gewerkschaften bei der Vorbereitung und Durchfüh­
rung ihrer Rechtskonferenzen sowie die vertrauensvolle 
Zusammenarbeit bei der Anleitung und Schulung der Mit­
glieder der Konfliktkommissionen sind weitere Beispiele 
dafür, wie in vielfältiger Weise engere Beziehungen zwi­
schen den Gerichten und den Gewerkschaften geknüpft 
werden.

Für die Gerichte geht es gegenwärtig vor allem darum, 
mit ihren Mitteln, und Möglichkeiten die Vorbereitung der 
Einführung des Arbeitsgesetzbuchs so zu unterstützen, daß 
die neue Qualität der arbeitsrechtlichen Regelungen ent­
sprechend ihrer Zielsetzung mit dem Tag des Inkrafttre­
tens voll wirksam wird. Das wird nur gelingen, wenn zu­
gleich die Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften quali­
tativ weiterentwickelt wird. Wir können dabei an die 
guten Erfahrungen der Arbeit in der Periode der Diskus­
sion des Entwurfs des AGB anknüpfen.

Beachtung gewerkschaftlicher Vereinbarungen

Die neuen Regelungen der gewerkschaftlichen Rechte im 
AGB machen deutlich, wie die Gewerkschaften in unserem 
Staat echte Mitbestimmung ausüben. Vom Vertrauensmann 
über die betrieblichen Gewerkschaftsleitungen bis zu den 
zentralen Gewerkschaftsorganen sind die Gewerkschaften 
aktiv an der Entscheidung von Grundsatzfragen aller Be­
reiche beteiligt, die die Arbeits- und Lebensbedingungen 
der Werktätigen zum Inhalt haben. Die Gewerkschaften 
üben ihre Rechte z. B. durch den Abschluß von Verein­
barungen mit staatlichen Organen bzw. mit Leitern von 
Betrieben und Einrichtungen aus (§8 Abs. 2 AGB). Neben 
den Gesetzen und anderen Rechtsvorschriften sind folglich 
für die Gerichte im Rahmen der Gesetze getroffene Ver­
einbarungen zwischen Staatsorganen und Gewerkschaften 
bzw. Leitern und Betriebsgewerkschaftsleitungen die 
Grundlage für ihre Entscheidungen.

Das AGB eröffnet für den Abschluß solcher Verein­
barungen einen breiten Raum. So werden in den Rahmen­
kollektivverträgen die besonderen Bestimmungen über den 
Arbeitslohn, die Arbeitszeit und den Erholungsurlaub so­
wie auch weitere arbeitsrechtliche Bestimmungen im Zu­
sammenhang mit der Intensivierung der Produktion für 
einzelne Zweige bzw. Bereiche der Volkswirtschaft verein­
bart (§ 14 Abs. 1 AGB). Die neuen rahmenkollektivvertrag­
lichen Regelungen sollen überschaubar sein und konsequent 
auf die Wiederholung aller Regelungen verzichten, die be­

reits in gesetzlichen Bestimmungen enthalten sind. In die­
sem Zusammenhang gewinnt insbesondere für die Ent­
scheidung von Streitfällen auf dem Gebiet des Lohnes die 
Regelung in § 100 AGB Bedeutung, wonach Eingruppie­
rungsunterlagen zwischen den zuständigen zentralen 
Staatsorganen und den Zentralvorständen der Gewerk­
schaften als Bestandteile der Rahmenkollektivverträge zu 
vereinbaren sind. Es ist vorgesehen, den Inhalt der Rah­
menkollektivverträge an die neuen Regelungen des AGB 
anzupassen. Soweit nicht nach den Bestimmungen des 
EGAGB nach dem 1. Januar 1978 noch auf bisher gültige 
arbeitsrechtliche Regelungen zurückzugreifen ist, müssen 
die Gerichte folglich künftig bei der Handhabung der Rah­
menkollektivverträge immer die Vereinbarungen zur An­
passung an die Vorschriften des AGB berücksichtigen.

Die Vorschriften des AGB tragen auch dazu bei, die 
Rolle der Betriebskollektivverträge als Vereinbarungen 
zwischen den Leitern der Betriebe und den Betriebs­
gewerkschaftsleitungen (§§ 28, 29 AGB) zu heben. Die Vor­
bereitungen für den Abschluß der Betriebskollektivver­
träge 1978 werden strikt auf der Grundlage des neuen AGB 
getroffen. Dabei gilt für die Betriebskollektivverträge 
gleichermaßen wie für die Rahmenkollektivverträge, daß 
in ihnen nichts wiederholt wird, was bereits in Gesetzen 
und anderen Rechtsvorschriften geregelt ist. Das AGB be­
kräftigt auch den Grundsatz, daß der Betriebskollektiv­
vertrag den Rechtsvorschriften entsprechen muß und daß 
Festlegungen, die dagegen verstoßen (z. B. ungesetzliche 
Freistellungen oder Entschädigüngszahlungen), rechts­
unwirksam sind (§ 28 Abs. 2 AGB).

Die Betriebsleiter und die BGLs werden ihr Augen­
merk vor allem darauf legen, daß im Betriebskollektiv­
vertrag Verpflichtungen eingegangen werden, die der vol­
len Verwirklichung des AGB im Betrieb dienen. Sache der 
Gerichte ist es, die entsprechenden Vorarbeiten in ihren 
Territorien wirkungsvoll zu unterstützen.

Zusammenwirken mit den Gewerkschaften

In § 24 Abs. 3 AGB ist nunmehr eindeutig bestimmt, daß 
Leiterentscheidungen, die der gewerkschaftlichen Zustim­
mung bedürfen, nur dann Rechtswirksamkeit erlangen, 
wenn diese Zustimmung erteilt wird. Abgesehen von Fäl­
len einer fristgemäßen Kündigung oder fristlosen Ent­
lassung durch den Betrieb, deren Rechtsunwirksamkeit 
immer in einem Verfahren vor der Konfliktkommission 
oder dem Gericht festgestellt werden muß (§ 60 Abs. 1 
AGB), erlangen andere Leiterentscheidungen ohne die 
vom Gesetz geforderte gewerkschaftliche Zustimmung 
keine Rechtswirksamkeit und begründen damit weder An­
sprüche noch Pflichten. Soweit allerdings das Gesetz nicht 
die vorherige Zustimmung der Gewerkschaftsleitung zwin­
gend vorschreibt, kann die gewerkschaftliche Zustimmung 
auch nachträglich erteilt werden. Hierauf ist bei Streit­
fällen zu achten.

Der 9. FDGB-Kongreß orientierte auf eine höhere Ver­
antwortung der Industriegewerkschaften und Gewerk­
schaften. Hieraus ergibt sich insbesondere für die Kreis­
gerichte, gemeinsam mit den Kreisvorständen des FDGB 
die Kontakte zu den Vorständen und Leitungen der In­
dustriegewerkschaften und Gewerkschaften in den Krei­
sen auszubauen. Vielfach gibt es schon gute Kontakte, ins­
besondere im Zusammenhang mit der gewerkschaftlichen 
Prozeßvertretung und Mitwirkung im arbeitsrechtlichen 
Verfahren. Die Sachkunde der Gerichte, insbesondere die


